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verhindern, dass Beijing die Fähig

keit erlangt, das amerikanische Fest

land ernsthaft zu bedrohen. Noch sind 

die Amerikaner militärisch unbestrit

tene Nummer eins weltweit. Diese er

drückende Überlegenheit wollen die 

Vereinigten Staaten gegenüber Län

dern wie China, aber auch Indien und 

Pakistan, in jedem Fall aber Russ

land sichern, koste es, was es wol

le. [...] Die USA wollen nicht in die 

Lage geraten, Beijing irgendwann als 

gleichrangig behandeln zu müssen - 

so wie sie das zu ihrem Leidwesen in 

den vergangenen 50 Jahren mit Mos

kau tun mussten. Die Strategen im 

Pentagon sehen China als die eigent

liche Gefahr für Amerikas Zukunft. 

Deswegen verstärkt Washington seine 

Streitkräfte im Pazifik und plant ein 

Verteidigungssystem mit Taiwan und 

Japan. Da sie das nicht öffentlich be

kennen wollen, tischen sie uns für die 

NMD-Debatte diese billigen und z.T. 

wirklich dummen Argumente auf, die 

für jeden Militärstrategen einfach lä

cherlich klingen“ (ebd., S.164).

Im Gegensatz dazu verfolge China 

„bislang konsequenter als alle ande

ren Atommächte das Prinzip minima

ler Abschreckung“. Es unterhalte ge

rade einmal 2 Dutzend Interkontinen

talraketen, um den Amerikanern für 

einen Ernstfall vernichtende Vergel

tungsschläge glaubhaft androhen zu 

können. Verwirkliche sich das NMD 

Washingtons, so sei Chinas minimale 

Abschreckung allerdings wertlos. Der 

NMD-Schritt Washingtons zwinge die 

VRCh also notfalls zu weiterer Auf

rüstung. Kein Wunder, dass die Chi

nesen außerordentlich besorgt seien, 

zumal Clinton mit seinem Indienbe

such den Chinesen „ganz deutlich ge

zeigt hat, wie überaus gelegen ihm 

ein atomar bewaffnetes Indien für Wa

shingtons Eingrenzungspolitik gegen

über China kommt“ (ebd., S.167).

In der Tat gehört die Polemik vor al

lem gegen das TMD seit Monaten mit 

zu den Hauptthemen chinesischer Me

dienpolitik, über die in C.a. mehrfach 

berichtet wurde (z.B. C.a., 2000/3, 

Ü 7, C.a., 2000/2, Ü 10, oder C.a., 

1999/12, Ü 5).

China kann inzwischen mit Befrie

digung feststellen, dass es mit sei

ner Fundamentalkritik nicht allein da

steht, sondern von überall her Unter

stützung erfährt, sei es nun von Seiten

Russlands oder sogar von Seiten der 

EU. Außerdem widerspricht das TMD 

offensichtlich dem für die Abrüstung 

wichtigen ABM (Anti Ballistic Mis

sile Treaty) von 1972. Vor allem aber 

ist eine neue Aufrüstungswelle zu be

fürchten, die von nahezu allen Mäch

ten - außerhalb der USA - abgelehnt 

wird, -we-

8 Vereinfachung von Auslands

reisen

Vom 1. Juni 2000 an werden neue 

Reisepässe ausgegeben, zunächst aller

dings nur in Shanghai sowie in der 

benachbarten Provinz Jiangsu. Aber 

auch in den anderen Gebieten sol

len die neuen Passregelungen noch im 

Jahre 2000 greifen (XNA, 23.5.00).

Die Wartefrist für die neuen Pässe soll 

nicht länger als 15 Tage dauern, in Eil

fällen sogar nur fünf.

Personen, die mit einer Tourismus

agentur ins Ausland reisen, brauchen 

lediglich einen Rechnungsbeleg für die 

Reiseausgaben vorzulegen. Früher war 

dazu eine formelle Regierungserlaub

nis erforderlich gewesen.

Die neuen Pässe sollen fünf Jahre lang 

gültig sein und können beliebig oft 

benutzt werden. Die alten Pässe hat

ten eine Gültigkeitsdauer von gerade 

einmal einem Jahr und waren ledig

lich für eine einzige Auslandsreise gül

tig. Diese alten Pässe gelten einstwei

len bis zur Ablaufzeit weiter, werden 

dann allerdings nicht mehr verlängert 

(ebd.).

Die neuen Regelungen wurden vom 

Ministerium für öffentliche Sicherheit 

herausgegeben (XNA, 27.5.00).

Schon im Vorfeld der neuen Regelung 

hatte es in einigen Regionen der Volks

republik, vor allem in der nördlichen 

Hafenstadt Tianjin, eine ungewöhnli

che Zunahme an Auslandsreisen gege

ben. So waren z.B. bereits im ersten 

Quartal des Jahres 2000 11.736 Ein

wohner Tianjins ins Ausland gereist 

- eine Erhöhung von 50% gegenüber 

dem gleichen Zeitraum des Vorjahres. 

Das städtische Büro für Ein- und Aus

reisevisa hatte bereits zu Beginn des 

Jahres eine Anordnung herausgege

ben, derzufolge die Bürger der Stadt, 

wenn sie sich Ausland begeben woll

ten, lediglich 4.000 US$ vorzulegen 

hätten, um grünes Licht für eine Aus

reise oder aber für ein Studium im 

Ausland zu erhalten. Auslandsstuden

ten haben lediglich die Einladung ei

ner ausländischen Universität vorzule

gen, wenn sie um einen Pass einkom

men. Auch die Voraussetzungen für ei

ne Arbeit oder für eine Geschäftstätig

keit im Ausland sind vereinfacht wor

den.

Vor Erlass der neuen Bestimmungen 

waren viele Einwohner Tianjins durch 

den Papierkrieg, der jeder Reise vor

auszugehen pflegte, entmutigt worden 

(XNA, 25.5.00). -we-

Innenpolitik

9 Tag der Arbeit im Zeichen zu

nehmender Arbeiterproteste

Zum 1. Mai beging die Volksrepublik 

ihre jährlichen Feierlichkeiten zum in

ternationalen Tag der Arbeit, dem auf 

Grund der zentralen Legitimierung 

der Kommunistischen Partei durch die 

Vertretung der Interessen der „werktä

tigen Massen“ ein großer Stellenwert 

zukommt.

Wie in jedem Jahr wurden auch dies

mal rund 3.000 Modellarbeiter ausge

zeichnet und in den offiziellen Medi

en mit hehrem Lob für ihre Loyalität 

gegenüber Partei und Volk sowie ih

re unermüdliche Hingabe an die Sache 

der Reform bedacht. In seiner Funk

tion als Vorsitzender des Gesamtchi

nesischen Gewerkschaftsbundes hielt 

Wei Jianxing eine Festtagsansprache, 

in der er einerseits die konsequente 

Umsetzung der politischen Leitlinien 

der Partei, andererseits den Schutz der 

rechtmäßigen Interessen der Werktä

tigen und ihrer demokratischen Rech

te forderte. Auch Jiang Zemin beton

te, dass ein Kernelement in der Ent

wicklung der sozialistischen Markt

wirtschaft der Ausbau basisdemokra

tischer Strukturen sei, die die Werktä

tigen in die Lage versetzen sollten, „de

mokratische Wahlen, Verwaltung, Po

litikformulierung und Aufsicht“ durch

zuführen. Den Gewerkschaften wird 

dabei - in korporatistischer Manier 

- die Rolle einer „Brücke“ bzw. ei

nes „Bindeglieds“ zwischen werktäti
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ger Bevölkerung und dem Parteistaat 

zugedacht, der die Interessen der Ar

beiter im Sinne der staatlichen Kon

trollinteressen „von oben“ herab ge

währleistet (XNA, 29., 30.4.00).

In den offiziellen Ansprachen fand das 

Problem wachsender Arbeitslosigkeit 

keine Erwähnung. Waren im Zuge der 

Reform der Staatsbetriebe 1997 11,5 

Mio. und im Jahr 1998 8,9 Mio. städti

sche Arbeitskräfte freigesetzt worden, 

so liegen offizielle Schätzungen für das 

laufende Jahr bei 11 Mio. (SCMP, 

2.5.00).

Nach Angaben des Hongkonger In

formation Centre for Human Rights 

and Democratic Movement in Chi

na beteiligten sich im vergangenen 

Jahr landesweit über 100.000 Arbei

ter an lokalen Protesten gegen kor

ruptes Betriebsmanagement, die Stun

dung von Löhnen und Rentenzahlun

gen sowie die ungenügende Arbeits

losenunterstützung durch die staatli

chen Instanzen (ebd.).

Ein Artikel der Hongkonger Mo

natszeitschrift Dongxiang berichtet 

von einer Telefonkonferenz zuständi

ger Staatsrats- und ZK-Mitglieder zur 

Frage der sozialen Sicherheit am 4. 

Mai, auf der Luo Gan, Politbüromit

glied und Chef des nationalen Sicher

heitsapparats, einen Bericht über die 

soziale Situation abgegeben habe. Da

nach sollen sich zwischen dem 29. 

April und 3. Mai landesweit insgesamt 

134 politisch motivierte Unruhen er

eignet haben, bei denen 42 Personen, 

darunter 25 Sicherheitskräfte, zu Tode 

gekommen und rund weitere 200 ver

letzt worden sein sollen (Dongxiang, 

2000/5, S.12/13).

Ein Schwerpunkt der Arbeiterproteste 

scheint derzeit in der Provinz Liao- 

ning im Nordosten Chinas zu liegen, 

die in besonderer Weise unter der 

Last überkommener Industriestruktu

ren und maroder Staatsunternehmen 

leidet. Nachdem im April Meldungen 

über Massenproteste von rund 20.000 

Bergleuten in dem in dieser Provinz 

gelegenen Ort Yangjiazhangzi bekannt 

geworden waren (vgl. C.a., 2000/4, Ü 

16), kam es Mitte Mai zu Protestak

tionen in der Stadt Liaoyang. Arbeiter 

eines Metallverarbeitenden Staatsun

ternehmens - Angaben über die Zahl 

der Beteiligten schwanken zwischen 

1.500 und 5.000 Arbeitern und Pensio

nären - protestierten gegen die Stun

dung ihrer Löhne bzw. Renten seit 

bis zu 20 Monaten. Während zwei

er Tage besetzten sie die Fabrik so

wie die städtische Regierungsbehör

de und blockierten eine wichtige Ver

kehrsverbindung in die Provinzhaupt

stadt Shenyang. Mehrere hundert Si

cherheitskräften waren im Einsatz, um 

die Proteste aufzulösen. Drei Arbeiter

führer sollen dabei festgenommen wor

den sein. Die Proteste scheinen inso

fern erfolgreich gewesen zu sein, als 

die zuständigen Behörden eine baldi

ge Zahlung der ausstehenden Löhne 

und Renten in Aussicht gestellt haben 

sollen (Hongkong Informations Cen

tre for Human Rights and Democratic 

Movement in China report, 16.5.00, 

nach SWB, 17.5.00; IHT, 17.5.00).

Allgemein dürften vor dem Hinter

grund des planwirtschaftlichen Erbes 

partikulare Appelle und Druckmittel 

an die Adresse der lokalen Regierungs

behörden noch für längere Zeit eine, 

wenn nicht die einzige effektive Stra

tegie sein, um die materiellen Inter

essen erwerbsloser bzw. einkommens

loser Bevölkerungsteile einzufordern. 

Die Tatsache, dass selbst in einschlä

gigen offiziellen Ansprachen zum Tag 

der Arbeit die Beschäftigungsproble

me nicht zur Sprache gebracht wer

den, lässt befürchten, dass sich die po

litischen Konflikte in diesem Bereich 

noch weiter zuspitzen werden, -hol-

10 Studentenproteste an der

Beijing-Universität nach 

dem Tod einer Studentin

Ende Mai kam es auf dem Cam

pus der Beijing-Universität („Beida“) 

zu mehrtägigen Protestkundgebungen 

von bis zu rund 1.500 Studenten. Un

mittelbarer Anlass war der gewaltsa

me Tod von Qiu Qingfeng, einer 19- 

jährigen Studentin im ersten Jahr

gang, gewesen. Diese hatte sich am 

Nachmittag des 19. Mai von einer Prü

fung auf dem Campus der Beijing- 

Universität auf den Rückweg zu einem 

rund 50 km von Beijing entfernten 

Satelliten-Campus im Distrikt Chang- 

ping gemacht, wo sich eine Abteilung 

der Universität für Politik und Ver

waltungswissenschaften mit Wohnhei

men befindet. Nachdem die Studen

tin einen lokalen Anschlussbus ver

passt hatte, legte sie die letzte Strecke 

zu Fuß zurück. Am nächsten Morgen 

wurde sie vergewaltigt und ermordet 

in der Nähe des Wohnheims aufge

funden (Information Centre for Hu

man Rights and Democratic Move

ment in China report, 24.5.00, nach 

SWB, 25.5.00; Kyodo News Service, 

24.5.00, nach SWB, 25.5.00; NZZ, 25., 

27-/28.5.00).

Vor dem Hintergrund der vor dem elf

ten Jahrestag der Niederschlagung der 

Studentenbewegung vom 4.6.1989 oh

nehin angespannten Atmosphäre er

regte der an sich tragische Vorfall ver

stärkten Missmut unter der Studen

tenschaft. Die Hochschulleitung hat

te nicht nur generell jegliche Proteste 

vor diesem sensiblen Termin verboten, 

sondern nach Angaben des Hongkon

ger Informationszentrums auch ver

sucht, die Nachricht über den Tod Qiu 

Qingfengs zurückzuhalten, um kollek

tive Reaktionen zu vermeiden. Nach

dem die Nachricht drei Tage später 

mittels elektronischer Medien dennoch 

durchgedrungen war, versammelten 

sich am Abend des 23. Mai rund 

1.500 Studenten auf dem für Protest

aktivitäten prädestinierten „Dreiecks- 

Platz“ auf dem Campus der Beijing- 

Universität zu einer Mahnwache, die 

bis in die Morgenstunden andauer

te. Die Proteste wurden am nächsten 

Tag fortgesetzt. Mehrere hundert Stu

denten verlangten, dass der Präsident 

der Universität, Xu Zhihong, und sein 

Stellvertreter, Lin Junjing, sich dem 

Dialog über den Vorfall stellten, was 

die beiden im Tages verlauf auch taten. 

Die Forderungen der Studenten, die 

sie teilweise mündlich, teilweise in 

Form von Wandzeitungen kundta

ten, erstreckten sich von der Ab

haltung einer offiziellen Trauerfeier 

und der Errichtung einer Gedenk

stätte für die ermordete Kommili

tonin über verbesserte Verkehrsver

bindungen und Wohnbedingungen bis 

hin zu Rücktrittsforderungen an die 

Adresse des Universitätspräsidenten, 

des Ministers für öffentliche Sicher

heit und des Beijinger Polizeichefs. 

Auch systemkritische Stimmen wur

den laut, die über die mangelnde Ge

währleistung der persönlichen Sicher

heit durch die Hochschule und die Re

gierung sowie die übermäßige Beto

nung gesellschaftlicher Stabilität auf 

Kosten des individuellen Lebens klag

ten.
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Die Hochschulleitung kam einigen der 

konkreteren Forderungen der Studen

ten nach, indem sie eine Gedenkstätte 

für Qiu Qingfeng und einen flexiblen 

Transportservice zu dem Satelliten

campus in Changping einrichtete und 

die Wohnbedingungen auf dem Cam

pus verbesserte (SCMP, 7.6.00). Wei

tergehende Schritte, wie etwa Rück

tritte innerhalb der Hochschul- oder 

Stadtverwaltung, sind allerdings bis

her nicht bekannt geworden und er

scheinen auch sehr unwahrscheinlich.

Gemäß der Berichterstattung der 

Hongkonger Monatszeitschrift Zheng- 

ming zog der Vorfall noch wesent

lich weitere Kreise. So sollen die pro

testierenden Studenten Unterstützung 

von 57 Professoren und Dozenten 

der Beijing-Universität erhalten ha

ben, die sich in einem gemeinsamen 

Brief an die für das Erziehungswe

sen zuständigen Stellen im Staatsrat 

für eine wohlmeinende Reaktion auf 

die Forderungen der Studenten einge

setzt haben. Am 23. und 24. Mai sol

len Zhu Rongji und Jiang Zemin per

sönlich interveniert haben; angeblich 

empfahlen sie einen Kurs des Dialogs 

mit den Studenten und ein Eingehen 

auf realistische Forderungen von de

ren Seite, um eine Eskalation zu ver

meiden; zugleich aber mahnten sie die 

Schulleitung dringend, eine Ausbrei

tung der Proteste auf andere Hoch

schulen in und außerhalb Beijings zu 

verhindern. Diese Sorge schien inso

fern durchaus berechtigt, als angeblich 

landesweit insgesamt 42 Universitäten 

und Hochschulen, an denen der Tod 

Qiu Qingfengs über elektronische Me

dien bekannt geworden war, ihre Soli

darität mit den Studenten der Beijing- 

Universität bekundeten (ZM, 2000/6, 

S.7-9).

Bei den Kundgebungen handelte es 

sich um die zahlenmäßig größten Pro

teste seit der Studentenbewegung vom 

Frühjahr 1989, die von der Beijing- 

Universität und anderen im selben 

Distrikt gelegenen Hochschulen ausge

gangen waren. So weit die bisherige 

Berichterstattung eine Interpretation 

zulässt, reflektierten sämtliche Betei

ligten diesmal allerdings die einschnei

denden politischen Folgen der damali

gen Proteste und hüteten sich in ihrer 

Kommunikation entsprechend vor ei

ner Verhärtung der Fronten und einer 

Eskalation des Konflikts, -hol-

11 „Dauerbrenner“ Falungong

Auch nach über einem Jahr inter

nationaler Aufmerksamkeit auf die 

Falungong-Bewegung reißt die Ket

te von Meldungen über Proteste von 

Falungong-Anhängern und staatlichen 

Gegenreaktionen in China nicht ab. 

Die Protestaktivitäten konzentrieren 

sich dabei auf politische Ereignisse 

in der Hauptstadt sowie auf Feier

und Jahrestage. Hatten Falungong- 

Anhänger im Februar das traditio

nelle Frühlingsfest, im März die Sit

zung des Nationalen Volkskongresses 

und im April den Jahrestag der „De

monstration der 10.000“ für Protes

te auf dem Tiananmen-Platz genutzt, 

so gaben im Mai der Geburtstag 

des Falungong-Gründers Li Hongzhi 

am 11. des Monats sowie der ach

te Jahrestag der erstmaligen Einset

zung der Falungong-Lehre durch den 

Meister am 13. des Monats Anlass für 

Demonstrationen in Beijing und ande

ren Orten.

Die Protestaktionen auf dem Tianan

men-Platz in Beijing verliefen nach ei

nem inzwischen eingespielten Muster: 

Unter den gewöhnlichen auf dem Platz 

befindlichen Touristenmassen machen 

sporadisch und unvermittelt kleine 

Gruppen von drei bis zu einem Dut

zend Personen, in der Mehrzahl Frau

en, zum Teil auch mit Kindern, auf 

sich aufmerksam, indem sie ihre Ar

me zur typischen meditativen Pose vor 

sich heben oder Banner mit einschlägi

gen Falungong-Aufschriften über den 

Horizont der Menge heben. Wenige 

Sekunden später sind auf dem Platz in 

großer Zahl verteilte Polizisten in Zivil 

zur Stelle, die die Protestierenden zum 

Herunternehmen ihrer Arme respekti

ve Banner zwingen und in Streifenwä

gen abtransportieren. Die Umstehen

den nehmen dieses Ritual mit mehr 

oder weniger Teilnahme zur Kenntnis; 

auch die meisten ausländischen Pas

santen verzichten darauf, die Szenen 

photographisch oder filmisch festzu

halten, da bekannt ist, dass die Auf

nahmen umgehend von Sicherheits

kräften konfiziert werden.

Im Verlauf des 11. Mai, des kon

trovers festgelegten Geburtstags Li 

Hongzhis, sollen rund 200 Personen in 

Gewahrsam genommen worden sein. 

Auch in Hongkong und anderen Städ

ten weltweit fanden sich Falungong- 

Anhänger zu Demonstrationen zusam

men (SCMP, 12.5.00; Radio TV Hong 

Kong, 11., 13.5.00; nach SWB, 13., 

15.5.00; IHT, 12.5.00; NZZ, 12.5.00; 

vgl. auch die Abbildung in FAZ, 

26.4.00, S.3; zur Kontroverse um Li 

Hongzhis Geburtstag, die noch durch 

die unterschiedlichen Berechnungen je 

nach westlichem Sonnen- bzw. tra

ditionellem Mondkalender kompliziert 

wird, vgl. C.a., 2000/2, S.137).

Die offiziellen Medien in China wa

ren bestrebt, den zu erwartenden 

Protesten durch kritische Darstellun

gen der Falungong-Bewegung gegen

zusteuern. Der Tenor etwa im Partei

organ der Volkszeitung war dabei, dass 

von der „kleinen Zahl“ organisatori

scher Schlüsselfiguren und hartnäcki

ger Falungong-Anhänger, die noch 

nicht zur Abkehr bewegt werden konn

ten, eine sehr „große“ und nachhalti

ge Gefahr für die Gesellschaft ausge

he. Dieser Gefahr gelte es, noch ent

schlossener und mit noch rigideren 

juristischen und anderweitigen Mit

teln zu begegnen. Geheime Treffen 

wie etwa die erfolgreich aufgedeck

te konspirative Sitzung von rund ei

nem Dutzend Falungong-Anhängern 

„in Zimmer No 501 im 5. Eingang 

des Hauses No 4 im 5. Abschnitt der 

Heyidong-Gasse im Fengtai-Distrikt 

von Beijing“ müssten in Zukunft ver

hindert werden (RMRB, 9.5.00). Das 

informationspolitische Dilemma zwi

schen einem „Kleinreden“ des quan

titativen Ausmaßes und der Beto

nung der qualitativ „großen“ Gefahr, 

zwischen der Aufbietung detaillier

ter „faktischer“ Evidenz zur Recht

fertigung der strafrechtlichen Verfol

gung einzelner Anhänger und der pau

schalen Rundum-Kriminalisierung des 

Falungong-„Kultes“ ist bisher nicht ge

löst worden.

Diesseits der propagandistischen und 

strafrechtlichen Dimension staatlicher 

Maßnahmen gegen die Falungong- 

Bewegung ist im städtischen Leben 

eine Veralltäglichung der Kontrolle 

von Falungong-Anhängern durch die 

staatlichen Sicherheitskräfte zu beob

achten. So wurde der Verfasserin etwa 

bekannt, dass in Beijing alle ehemals 

als Falungong-Praktizierende identifi

zierten Personen angeblich regelmä

ßig, im Schnitt einmal wöchentlich, in 

den jeweils für ihren Wohnort zustän

digen lokalen Polizeiwache vorstellig 

werden müssen, um über ihre Aktivi
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täten in der zurückliegenden Zeit Aus

kunft zu geben, was je nach Leutse

ligkeit der Polizisten auch in informel

le Plaudereien münden kann. Länge

re Abwesenheiten müssen beantragt 

und begründet werden. An für Pro

teste prädestinierten Feier- und Jah

restagen etc. werden diese Personen 

vorsorglich in Gewahrsam genommen. 

Angeblich wird dabei jeweils ein Be

amter (aus dem Polizeidienst, bei Per

sonalmangel aber auch aus der minis

teriellen Bürokratie) abgestellt, um 

einen Falungong-Anhänger zu betreu

en (persönliche, nicht verifizierte In

formation).

Derartige Schilderungen, wenn sie 

auch im Einzelnen kaum überprüf

bar sind, lassen vermuten, welche ins

titutionellen und personellen Kapazi

täten offenbar seit Monaten in der 

Volksrepublik gebunden werden, um 

die Falungong-Bewegung unter Kon

trolle zu halten und den befürchteten 

Gefahren gesellschaftlicher und politi

scher Destabilisierung vorzubeugen.

Der zu veranschlagende Aufwand an 

staatlichen Ressourcen wird noch 

größer, wenn man die zahlreichen 

Maßnahmen zur Kontrolle anderer 

als „Kulte“ identifizierter religiöser 

Vereinigungen sowie der zahlreichen 

Qigong-Gruppen hinzurechnet. So un

terstehen nach Angaben des Hong

konger Information Centre for Human 

Rights and Democratic Movement in 

China (vgl. zu dessen Berichterstat

tung die Übersicht unten) inzwischen 

14 auf christlichen Lehren basieren

de kirchenähnliche Vereinigungen (da

runter die 1985 gegründete „Total Sco- 

pe Church“, chin. Quanfangwei) und 

eine buddhistische Vereinigung (die 

aus Taiwan eingeführte sog. „Guanyin 

Method“) als „Kulte“ gezielter staat

licher Kontrolle bzw. Verfolgung (In

formation Centre for Human Rights 

and Democracy in China report, 4., 

10.5.00, nach SWB, 6., 12.5.00; vgl. 

auch Sing Tao Jih Pao, 5.5.00, nach 

SWB, 6.5.00). Ferner wurden sämtli

che Qigong-Gruppen, deren Zahl lan

desweit in die Tausende geht, einer 

strikten Aufsicht durch das Minis

terium für zivile Angelegenheiten un

terstellt. Die Kontrolle erfolgt durch 

restriktive Registrierungsvorschriften 

für Qigong-Organisationen, verschärf

te Auflagen für jegliche Arten von 

Qigong-Publikationen sowie die obli

gate Einsetzung von Parteizellen in al

len Qigong-Gruppen mit mehr als drei 

Parteimitgliedern (SCMP, 15.5.00). 

-hol-

12 Spekulationen über Korrup

tion in Finanzkreisen nach 

vermutlichem Selbstmord 

des obersten Devisenverwal

ters

Li Fuxiang, Direktor der Staatlichen 

Devisenverwaltungsbehörde (engl. 

SAFE) und Stellvertretender Direktor 

der Chinesischen Zentralbank, stürzte 

sich am 9. Mai vom siebten Stock eines 

Beijinger Krankenhauses in den Tod. 

Vermutlich und von offizieller Seite 

inzwischen bestätigt, handelte es sich 

um einen Selbstmord, über dessen 

Gründe seither spekuliert worden ist.

Der 47-jährige Li Fuxiang soll in den 

USA studiert und als Devisenhändler 

bei der Bank of China in New York 

gearbeitet haben, bevor er mit der an

geblichen Unterstützung Zhu Rongjis 

1996 zum Stellvertretenden Direktor 

und 1998 schließlich zum Direktor der 

Staatlichen Devisenverwaltungsbehör

de ernannt wurde. Li Fuxiang war da

mit an oberster Stelle für die Devisen

politik des Landes zuständig.

Bereits die frühesten Spekulationen 

brachten den Tod Li Fuxiangs mit 

Korruptionsfällen innerhalb des chine

sischen Finanzsektors in Verbindung. 

Allgemein vermuteten westliche Kom

mentatoren, dass der Vorfall Aus

druck eines fortgesetzten politischen 

Machtkampfes zwischen Reformkräf

ten um Zhu Rongji und konservati

ven Kräften um Li Peng sei: Als Mit

glied einer Gruppe politischer Schütz

linge Zhu Rongjis in den Finanzkrei

sen wird Li Fuxiang etwa als Op

fer eines konservativen Rückschlags 

gegen Zhu Rongji gewertet, der mit 

„seinen“ Anti-Korruptionskampagnen 

zahlreiche Partei- und Regierungsmit

glieder gegen sich aufgebracht habe (in 

diesem Sinne etwa HB, 17.5.00).

So viel oder wenig an diesem häufig 

verwendeten machtpolitischen Deu

tungsmuster wahr sein mag, hat sich 

in der Zwischenzeit in der Hong

konger Presse eine detailliertere In

terpretation der Ereignishintergrün

de herauskristallisiert. Danach war Li 

bereits seit Jahresanfang verdächtigt 

worden, in einen Korruptionsskandal 

verwickelt zu sein, in dessen Zentrum 

sein Vorgänger und ehemaliger Vor

gesetzter im Amt des Direktors der 

Devisenverwaltung, Zhu Xiaohua, ste

hen soll. Unter anderem soll unter 

der Leitung Zhus die China Ever- 

bright Bank große Geldbeträge in eine 

Shanghaier Investmentfirma gesteckt 

haben (ebd.; Ming Pao, 23.5.00, nach 

SWB, 26.5.00).

Ende Januar soll Li Fuxiang vor

übergehend von seinen Ämtern be

urlaubt worden sein, nachdem er in 

die Untersuchung des Korruptionsfal

les durch die Disziplinkontrollkommis

sion der Partei einbezogen worden 

war. Ihm wurde angeblich Strafmin

derung in Aussicht gestellt, wenn er 

zu dem Fall aussage und seine Kennt

nisse über den Fall bereitwillig be

kannt gebe; umgekehrt soll ihm mit 

der Übergabe des Falles an die Ge

richte gedroht worden sein. Als es 

am 27. April schließlich zu dem Aus

sagetermin kam, soll Li einen psy

chischen Kollaps erlitten haben und 

daraufhin in das Beijinger Kranken

haus verbracht worden sein. Wäh

rend einige Kommentatoren in der en

gen freundschaftlichen Beziehung zwi

schen Zhu Xiaohua und Li Fuxiang 

und dessen Befangenheit das Haupt

motiv für dessen Selbstmord sehen, 

spekulierten andere, ob Li nicht etwa 

von Seiten anderer in den Korrupti

onsfall verwickelter Vertreter des Fi

nanzsektors in den Tod getrieben wor

den sein könnte, um eine Aufdeckung 

zu verhindern. Angeblich aber habe Li 

vor seinem Tod eine schriftliche Aus

sage verfasst, in der er seine eigenen 

und Zhu Xiaohuas illegale Aktivitäten 

im Detail geschildert habe (Ming Pao, 

12., 23.5.00, nach SWB, 13., 26.5.00; 

SCMP, 13.5.00; ZM, 2000/6, S.18/19). 

Falls sich der Verdacht verbreiteter 

Wirtschaftskriminalität und Korrupti

on in den obersten Finanzkreisen der 

Volksrepublik erhärten sollte, könnte 

sich dies negativ auf die internationa

le Reputation des Wirtschaftspartners 

China auswirken, -hol-

13 Prestigeprojekt

Drei-Schluchten-Staudamm 

durch Korruptionsskandale 

gefährdet

Nach wiederholten Meldungen über 

Probleme bei der Ausführung des 

1992 beschlossenen Drei-Schluchten-
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Staudammprojekts sind Anfang Mai 

zwei neue Korruptionsskandale be

kannt geworden.

Der eine Fall betrifft Jin Wenzhao, 

einen hohen Manager der so ge

nannten Drei-Schluchten-Wirtschafts

entwicklungs-Gesellschaft, der ver

dächtigt wird, über eine Milliarde 

Yuan (ca. 250 Mio. DM) staatlicher 

Gelder veruntreut bzw. illegal erwor

ben und teilweise auf ausländische 

Konten transferiert zu haben. Jin war 

1992 von einem einfachen Manager 

eines kleinen Wasserwerks zum Lei

ter der Entwicklungsgesellschaft be

fördert worden und hatte dort seit

her einen autokratischen Führungsstil 

gepflegt. Unter anderem soll er seine 

Stellung dazu ausgenutzt zu haben, 

Ämter im Rahmen des Staudamm

projekts zu verkaufen und Schieber

geschäfte mit Rohstoffen zu tätigen, 

zu denen er in seiner Funktion privile

gierten Zugang hatte. Nachdem er be

reits im vergangenen Jahr in Beijing 

festgenommen und anschließend wie

der auf freien Fuß gesetzt worden war, 

ist er nun flüchtig. Der Entwicklungs

gesellschaft wurde einstweilen der Zu

gang zu staatlichen Direktinvestitio

nen versperrt (SCMP, 3.5.00; NZZ, 

13./14.5.00).

Der zweite bekannt gewordene Kor

ruptionsfall betrift Dai Lansheng, 

einen hohen Manager der so ge

nannten Drei-Schluchten-Industriege- 

sellschaft, die einen Großteil der Bau

arbeiten am Staudamm ausführt. Er 

ist im Januar diesen Jahres ange

klagt worden, durch Amtsmissbrauch 

und Korruption mehrere Milliarden 

Yuan veruntreut zu haben. Angeb

lich importierte er anstatt neuwerti

ger gebrauchte Baufahrzeuge, Maschi

nen und Werkzeuge und strich nach 

Rechnungsfälschung die Wertdifferenz 

selbst ein (ebd.).

Während die weit verbreitete Kor

ruption und Wirtschaftskriminalität 

in China allgemein als ein sys

tembedingtes Phänomen der Trans

formationsperiode betrachtet werden 

kann, kommt im Fall des Drei- 

Schluchten-Staudamms noch ein an

derer korruptionsfördernder Faktor 

hinzu. Der Bau des gigantischen Stau

damms galt von Beginn an als ein 

Prestigeprojekt, das zumindest aus of

fizieller Sicht den chinesischen Natio

nalstolz verkörperte. Als solches ge

noss das Projekt gewissermaßen poli

tische Immunität. Die daran Beteilig

ten erhielten entsprechend hohe Sta

tusrechte und materielle Verfügungs

privilegien, die korruptes Verhalten 

geradezu herausforderten.

Inwieweit die jüngst bekannt geworde

nen Korruptionsskandale das Presti

ge und die politische Immunität des 

Staudammprojekts nachhaltig beein

trächtigt haben, lässt sich noch nicht 

absehen. Bereits Anfang März dieses 

Jahres soll eine Gruppe von 53 Inge

nieuren, Wasserbauexperten und Aka

demikern, darunter zahlreiche Mitglie

der der Politischen Konsultativkon

ferenz, eine Petition eingereicht ha

ben, in der sie die Führung aufforder

ten, den Zeitplan für die Ausführung 

des Staudammprojekts zu überden

ken. Sie traten für eine Verlangsamung 

des Baus ein, dessen Fertigstellung ur

sprünglich auf das Jahr 2009 veran

schlagt worden ist. Als Grund nennen 

sie, dass für die Kontrolle der zu er

wartenden Schlammablagerungen bei 

der Auffüllung des Staubeckens, aber 

auch für die Umsiedlungen im Zu

sammenhang des Projekts ein längerer 

Zeitraum nötig sei (SCMP, 3.5.00).

Es kann nur darüber spekuliert wer

den, ob es sich bei dieser Petition 

für eine verzögerte Fertigstellung um 

einen diplomatisch verpackten Vor

schlag handelt, das Projekt ganz zu 

beenden; bemerkenswert erscheint je

denfalls bereits die Tatsache, dass 

auf hoher politischer Ebene ein sol

cher Vorschlag formuliert worden ist. 

Seit der Formulierung der ersten Plä

ne für das Staudammprojekt hat sich 

durch die Initiative einiger prominen

ter Journalisten in China eine be

grenzte öffentliche Diskussion entzün

det. Diese lässt darauf schließen, dass 

nicht nur im Aus-, sondern auch im In

land Bedenken hinsichtlich der nega

tiven ökologischen Auswirkungen, der 

wirtschaftlichen Profitabilität und des 

umfangreichen Verlustes an Kultur

schätzen durch den Bau des Stau

damms verbreitet sind, -hol-

14 Lebenslange Haftstrafe für 

einstigen „Helden der Re

form“

Am 30. Mai wurde der 58-jährige 

Geschäftsmann Mou Qizhong von ei

nem Gericht in Wuhan zu lebenslan

ger Haft verurteilt. Das Urteil erreg

te im In- und Ausland großes Auf

sehen, nachdem Mou Qizhong in der 

Mitte der neunziger Jahre als einer 

der „reichsten Männer“ Chinas und 

„Held der Reform“ gefeiert worden war 

(XNA, 30.5.00; IHT, 31.5.00; Econ

omist, 3.6.00, S.64).

Mou Qizhong begann seine Geschäfts

aktivitäten in den frühen achtziger 

Jahren, nachdem ein Todesurteil, das 

1975 wegen seiner angeblich kapita

listischen Haltung gegen ihn ausge

sprochen worden war, unter dem Re

formregime Deng Xiaopings aufgeho

ben worden war. Mit geringem Ka

pital eröffnete er eine Handelsfirma, 

die Armbanduhren in Sichuan kaufte 

und in Shanghai verkaufte. Nach ra

schen Anfangserfolgen wurde er 1983 

von lokalen Behörden zu einer ein

jährigen Haftstrafe verurteilt, angeb

lich wegen zu hoher Profite. Nach 

seiner Freilassung gründete er eine 

neue Firma in Nordchina, die zu ei

nem der erfolgreichsten Privatunter

nehmen wurde. Sein erfolgreichstes 

Geschäft, das ihm schlagartig große 

Prominenz verschaffte, war ein Barter- 

Handel zwischen China und Russ

land. Eine Tauschtransaktion von 500 

Eisenbahnwaggons mit chinesischen 

Leichtindustriegütern für die russi

schen Geschäftspartner gegen vier rus

sische Flugzeuge für die Fluglinie 

der Provinz Sichuan soll ihm angeb

lich 11 Mio. US$ eingetragen haben. 

1995 erhielt er als einer der „zehn 

besten Privatunternehmer“ und als 

„Held der Reform“ offizielle Auszeich

nungen. Seine Firma soll zu diesem 

Zeitpunkt über ein Kapital von 240 

Mio. US$ verfügt haben. Angeblich 

trug er sich in den Folgejahren mit 

Plänen, in den USA Holdinggesell

schaften zur Übertragung staatlichen 

Kapitals zu gründen und durch dessen 

Reinvestition in China Steuervorteile 

auszunutzen.

Mou Qizhong wurde Anfang letzten 

Jahres unter dem Vorwurf verhaftet, 

Verträge mit ausländischen Geschäfts

partnern gefälscht zu haben, um da

mit Kreditbriefe zu erhalten. Mittels 

dieser soll er Bankkredite in einer Hö

he von 75 Mio. US$ erschlichen und 

einen Verlust von 30 Mio. US$ an 

staatlichen Geldern verursacht haben.

Das harsche Urteil dürfte starke psy

chologische Wirkungen entfalten. Ne
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ben dem eher mythologischen Aspekt, 

dass Mou Qizhong auf Grund sei

ner äußerlichen Ähnlichkeit mit Mao 

Zedong Prominenz als „Vorsitzender 

Mou“ genoss, scheint das Urteil ein 

klares Kalkül der Abschreckung zu re

flektieren. So vermutet eine Kommen

tator des Economist, dass an Mou 

ein weiteres Exempel zur Demonstra

tion staatlicher Entschlossenheit bei 

der Bekämpfung der weit verbreite

ten Korruption statuiert worden sei 

{Economist, 3.6.00, S.64).

Ein spezifischerer Zusammenhang 

lässt sich aber auch mit den jüngst 

verstärkten Bemühungen der Partei

zentrale erkennen, die private Wirt

schaft, die in den vergangenen Jahren 

ein zunehmendes gesellschaftliches 

und politisches Eigenleben entfaltet 

hat, unter die staatliche Kontrolle 

rückzubinden. Ein wichtiges Motiv in

nerhalb der von Jiang Zemin zuletzt 

persönlich gestarteten ideologischen 

Kampage der „drei Repräsentationen“ 

etwa scheint es zu sein, der wach

senden Diversifizierung ökonomischer 

Interessen und der damit verbunde

nen Pluralisierung gesellschaftlicher 

Lebensformen Einhalt zu gebieten 

(vgl. C.a., 2000/4, Ü 13, Ü 14). Mit

te Mai wurden außerdem Meldungen 

laut, wonach Jiang Zemin gefordert 

habe, in Privatunternehmen Partei

organisationen einzusetzen. Diesen 

sollte die Aufgabe zufallen, „die Un

ternehmer dahingehend zu einen und 

zu erziehen, für die staatliche Politik 

einzutreten, ihre Geschäfte in legaler 

Weise zu betreiben und die Interessen 

der Arbeitnehmer zu schützen“. Nur 

so könne ein gesundes Wachstum des 

Privatsektors gewährleistet werden 

(XNA, 15.5.00; SCMP, 16.5.00; IHT, 

16.5.00). -hol-

15 Verstärktes politisches Pro

blembewusstsein angesichts 

wachsender Kriminalität

In den vergangenen Wochen häuf

ten sich in der offiziellen chinesischen 

Presse Meldungen über kriminelle De

likte aller Art und deren Bekämpfung 

durch nationale und regionale Initiati

ven. Sie reflektieren eine Zunahme der 

Kriminalität in der Volksrepublik, die 

im internationalen Vergleich lange als 

relativ sicheres Land galt.

Im Zentrum der Berichterstattung 

stand das Problem des Menschenhan

dels, das in Südchina immer • größere 

Ausmaße anzunehmen scheint. Frau

en, zum Teil auch Kinder, werden in 

ärmeren Regionen gekauft oder ent

führt, um sie in reicheren Regionen 

als Hausmädchen oder Konkubinen, 

im Fall von Kindern als Adoptionszög

linge kinder- bzw. knabenloser Paa

re zu verkaufen. Eine besonders große 

„Nachfrage“ nach Frauen und Kindern 

wird aus Guangzhou gemeldet (XNA, 

11., 22., 25., 26., 31.5.00).

Als Problem wird ferner der wach

sende Drogenhandel benannt, der ur

sprünglich vor allem in der an Laos 

und Burma grenzenden südwestlichen 

Provinz Yunnan grassierte, inzwischen 

seinen Weg aber in die Diskotheken 

aller chinesischen Großstädte gefun

den hat. Laut offiziellen Angaben stieg 

die Zahl der landesweit registrierten 

Drogenkonsumenten im letzten Jahr 

um 14,3% auf 680.000. Entsprechend 

gestiegen seien auch die Mengen ge

schmuggelter Drogen (vor allem He

roin, Amphetamine, bekannt als ,/ce“, 

und Haschisch) und die Zahl der Dea

ler (XNA, 17., 18., 20., 21., 28.5.00).

Das steigende Ausmaß der Wirt

schaftskriminalität in ihren verschie

denen Spielarten war Ende April 

Gegenstand eines kritischen Arti

kels in der als liberal geltenden Zei

tung Southern Weekend. Mit zahl

reichen Beispielen illustriert, wur

de dort die breite Involvierung von 

Partei-, Armee- und Regierungs

angehörigen in mafiose Aktivitäten 

wie Rotlicht-Erpressungen, das Heu

ern professioneller „Killer“ oder den 

Amtsmissbrauch insbesondere im 

Sicherheits- und Polizeiapparat ge

schildert (Nanfang Zhoumo, 28.4.00, 

nach SWB, 16.5.00).

So weit aus den offiziellen Medien 

erkenntlich, erfolgt die Bekämpfung 

der Kriminalität in erster Linie in 

der Form von Kampagnen. So wur

de etwa am 1. April eine einmonati

ge nationale Kampagne zur Bekämp

fung des Menschenhandels ins Le

ben gerufen, in deren Verlauf über 

10.000 Opfer gerettet und ebenso viele 

Verdächtige identifiziert worden sein 

sollen. Vier Menschenhändler erhiel

ten die Todesstrafe, zahlreiche wei

tere wurden zu teilweise langjähri

gen Haftstrafen verurteilt (XNA, 10., 

22.5.00; RTHK 3, 10.5.00, nach SWB, 

12.5.00; IHT, 11.5.00). Ein regiona

les Beispiel ist die ebenfalls im April 

in der Provinz Guangdong eingeleite

te Kampagne, mittels derer drei Mo

nate lang gegen kriminelle Syndikate 

und Menschenhandel „scharf durchge

griffen“ und die Phänomene der Por

nographie, des Glücksspiels und des 

Drogenhandels „ausgelöscht“ werden 

sollen (Nanfang Ribao, 12.4.00, nach 

SWB, 2.5.00).

Angesichts dieser Form sporadischer 

Kampagnen stellt sich grundsätz

lich die Frage nach der Effizienz 

und Nachhaltigkeit der Verbrechens

bekämpfung in der Volksrepublik, die 

hier allerdings nicht beantwortet wer

den kann. Insbesondere im Bereich der 

Wirtschaftskriminalität, die als sys

tembedingtes Phänomen der chine

sischen Transformationswirtschaft zu 

verstehen ist, scheinen solche Kam

pagnen - abgesehen von dem sich 

allerdings schnell aufzehrenden Ab

schreckungseffekt - nicht als adäqua

te Maßnahmen. Als ein gewisser Fort

schritt erscheint immerhin die Tatsa

che, dass über die verschiedenen For

men der Kriminalität inzwischen in re

lativer Offenheit diskutiert wird.

Das verstärkte Problembewusstsein 

mag nicht zuletzt auch durch eine Se

rie von Verbrechen in den vergange

nen Wochen bedingt sein, deren Op

fer Ausländer waren. So rekapituliert 

etwa ein Artikel des Handelsblattes 

mit dem Titel „Wachsende Kriminali

tät schädigt Chinas Image“ die Reihe 

von Morden, Überfällen und Anschlä

gen auf ausländische Geschäftsleute. 

Die Ermordung des DaimlerChrysler- 

Mitarbeiters Jürgen Pfrang und sei

ner Familie im April dieses Jahres 

in Nanjing, die von den chinesischen 

Behörden als ein nicht politisch mo

tivierter Einzelfall hingestellt wur

de, scheint die internationale Gemein

schaft in China alarmiert zu haben 

(HB, 19.5.00). Angesichts dieser Ent

wicklung, die die chinesische Seite of

fenbar befürchten lässt, dass ausländi

sche Investoren dadurch abgeschreckt 

werden könnten, kann die Betonung 

staatlicher Anstrengungen im Bereich 

der Verbrechensbekämpfung auch als 

eine Public-Relations-Maßnahme be

trachtet werden, -hol-
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16 „Demokratische“ Absetzung 

eines Dorfvorstehers - Fort

schritt im Aufbau basisde

mokratischer Strukturen?

Anfang Mai feierte die offizielle Ta

geszeitung der südchinesischen Insel

provinz Hainan einen weiteren Durch

bruch im Aufbau ländlicher Basis

demokratie: In dem Dorf Yusha im 

Distrikt Haikou war Ende April der 

Vorsteher des Dorfkomitees, Fu Mao- 

xuan, durch ein demokratisches Ab

stimmungsprozedere der Dorfbewoh

ner abgesetzt worden, ein Ereignis, 

dem als angeblich erstem seiner Art 

besondere Aufmerksamkeit geschenkt 

wurde {Hainan Ribao, 3.5.00, nach 

SWB, 5.5.00).

Laut dem Bericht soll Fu Mao- 

xuan im Januar dieses Jahres durch 

einen eigenmächtigen Grundstücks

verkauf den Unmut der Dorfbewohner 

auf sich gezogen haben. Diese unter

zeichneten daraufhin in ausreichend 

großer Zahl (notwendig ist ein Fünf

tel der wahlberechtigten Personen) ei

ne Petition, in der sie die Absetzung 

des Dorfvorstehers forderten. Auf der 

vierstündigen Dorfsitzung, die darauf

hin einberufen wurde, hatte Fu Gele

genheit zu seiner Verteidigung, die ein 

negatives Abstimmungsergebnis (495 

von 686 abgegebenen Stimmen) gegen 

ihn jedoch nicht verhindern konnte. 

„Um 14.18 Uhr“ desselben Tages war 

seine Absetzung „nach Artikel 16 des 

Gesetzes über dörfliche Selbstverwal

tung der Volksrepublik China“ damit 

rechtskräftig. Parteivertreter beeilten 

sich daraufhin zu betonen, dass „Par

tei und Regierung dem Urteil der Mas

sen vollstes Vertrauen schenken und 

ihre Entscheidung respektieren“, und 

auch Fu selbst wurde mit der Aussage 

zitiert, dass er für das Abstimmungs

ergebnis Verständnis habe und es für 

legitim ansehe (ebd.).

In der Vorführung dieses „formschö

nen“ Aktes ländlicher Basisdemokra

tie scheint die Begeisterung westlicher 

Beobachter widerzuhallen, die im Aus

bau demokratischer Strukturen auf 

der dörflichen Basis seit Mitte der 

achtziger Jahre und insbesondere in 

der Revision des Gesetzes über dörfli

che Selbstverwaltung einen Hoffnungs

funken für die chinesische Menschen

rechtsentwicklung und den Ausgangs

punkt einer „stillen Revolution“ se

hen. Allerdings ist zu sehen, dass das

Hauptziel der chinesischen Führung 

nicht eine „Demokratisierung von un

ten“, sondern vielmehr die Wahrung 

der politischen und gesellschaftlichen 

Stabilität ist. Die Ermöglichung dörf

licher Direktwahlen trägt dem schwin

denden Einfluss der kommunistischen 

Parteiorgane auf dem Land Rechnung. 

Zugleich ist ihr eine psychologische 

Ventilfunktion zugedacht, die verhin

dern soll, dass der Unmut der ländli

chen Bevölkerung auf höhere Ebenen 

durchschlägt (vgl. C.a., 1998/11, Ü 6).

Dem Ziel sozialer Stabilisierung der 

dörflichen Basis scheint man allerdings 

durch den Ausbau der „ländlichen De

mokratie“ bisher nicht wesentlich nä

her gekommen zu sein. Wie eine Be

standsaufnahme vom April dieses Jah

res in der South China Morning Post 

nahelegt, wachsen die sozialen Span

nungen auf dem Land und der Un

mut der Bauern über willkürlich auf

erlegte Abgaben und Steuern, Amts

missbrauch und Korruption (SCMP, 

11.4.00). -hol-

17 Sperre für individuelle Tou

ristenvisa an ausländische 

Journalisten

Laut Meldungen aus Hongkong von 

Anfang Mai vergeben die chinesischen 

Behörden keine individuellen Touris

tenvisa an ausländische Journalisten 

mehr. Von offizieller chinesischer Seite 

wurde allerdings nicht bestätigt, dass 

ein Wechsel der Visapolitik vorliege 

(SCMP, 6.5.00, Ta Kung Pao, 10.5.00, 

nach SWB, 11.5.00).

In der Vergangenheit war es eine re

lativ weit verbreitete und von den 

Behörden offenbar geduldete Praxis 

für ausländische Journalisten, nicht 

nur für private, sondern teilweise auch 

für gemischt privat-berufliche Aufent

halte mit individuellen Touristenvisa 

nach China einzureisen. Häufigen Ge

brauch von dieser Praxis schienen vor 

allem in Hongkong stationierte auslän

dische Journalisten zu machen.

Im Gegensatz dazu wurde nun Jour

nalisten, die ein individuelles Touris

tenvisum beantragten, dieses verwei

gert. Stattdessen wurden sie aufge

fordert, sich einer offiziell betreuten 

Touristengruppe anzuschließen. Chi

nesische Journalisten in Hongkong, 

die mit Besuchserlaubnissen auf das

Festland einreisen können, sind davon 

nicht betroffen.

Die veränderte Praxis hat einige Ver

unsicherung ausgelöst. Kommentato

ren zeigten sich vor allem überrascht, 

dass gerade im Vorfeld der Entschei

dung im US-amerikanischen Reprä

sentantenhaus über die Normalisie

rung der Handelsbeziehungen mit Chi

na auf ein solches Verhalten nicht ver

zichtet wurde, das in krassem Wider

spruch zur wirtschaftlichen Liberali

sierung und Öffnung des Landes steht 

(SCMP, 6.5.00). -hol-

Wissenschaft, Bildung,

Gesellschaft, Kultur

18 Forderung nach mehr Paten

tierungen

Die Guangming-Zeitung hat kürzlich 

an Wissenschaftler und Techniker ap

pelliert, mehr Gebrauch von der Mög

lichkeit der Patentierung ihrer Erfin

dungen und Entdeckungen zu ma

chen. Da der Gedanke des intellek

tuellen Eigentums in China schwach 

ausgeprägt sei, würden für eine große 

Anzahl wissenschaftlicher Forschungs

ergebnisse keine Patente angemeldet, 

und auf diese Weise gingen viele die

ser Werte einfach verloren. Pro Jahr, 

so heißt es in dem Blatt, würden 

auf Staatsebene gut 30.000 bedeuten

de wissenschaftlich-technische Ergeb

nisse vorgelegt, doch für zwei Drittel 

von ihnen würde kein Patent angemel

det. In einem guten Jahrzehnt habe 

China mehr als 110.000 Erfindungen 

der Welt unentgeltlich zur Verfügung 

gestellt. Nur weil man oft die Gebühr 

von einigen tausend oder zehntausend 

Yuan für die Anmeldung eines Patents 

nicht ausgeben wolle, würden leicht

fertig lukrative internationale Märkte 

aufgegeben.

Insbesondere der vor mehr als zehn 

Jahren eingerichtete „Plan 863“, ein 

staatliches Programm zur High Tech- 

Entwicklung, habe schon eine Vielzahl 

von Produkten mit großer sozioöko

nomischer Bedeutung hervorgebracht. 

Doch von den rund 2.000 Ergebnis

sen seien gerade einmal etwas mehr als 

400 Patente angemeldet worden, das 




